
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die Amtliche Sammlung!

Nein
Nein
Nein

Gesetz: BAT §§ 22, 25 Lehrer; BGB § 242 (Gleichhehandlung)

Leitsätze:

K e i n e

Aktenzeichen: 4 AZß 118/75
Urteil des BAG vom 28. Januar 1976 LAG NiederSachsen
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4- AZR -118/75
7 (6 a) (6) Sa 927/72 Niedersachsen
Verkündet am 
28. Januar 1976
gez. Mißler,
Angestellter
als Urkundsbeamterder Geschäftsstelle

In Sachen

PP*

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 28. Januar 1976 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Poelmann, die Richter Dr. 
Neumann und Dr. Feiler sowie die ehrenamtlichen Richter 
Richard und Schaible für Recht erkannt:

Auf die Revision des beklagten Landes werden 
die Urteile des Landesarbeitsgerichts Nieder­
sachsen vom 17* Juli 1974- - 7 (6 a) (6) Sa 
927/72 - sowie des Arbeitsgerichts Braunschweig 
vom 2o. September 1972 - 1 Ca 1o72/72 - aufge­
hoben.
Die Klage wird abgewiesen.
Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Klägerin.

V o n R e c h t s
-  2 -
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Tatbestand:

Die Klägerin besuchte vom 8. April 194-8 bis 27- Sep­
tember 194-9 eine Schule für Kinderpflege- und Hausgehil­
finnen in B . Nach erfolgreichem Schulab­
schluß erhielt sie ein Befähigungszeugnis als Kinderpfle­
ge- und Haushaltsgehilfin und nach weiterer einjähriger 
erfolgreicher Berufstätigkeit in einer Familie die förm­
liche Anerkennung als Kinderpflege- und Haushaltsgehil­
fin. Vom 2. Mai 1963 bis zum 6. März 1965 besuchte die 
Klägerin mit Erfolg einen zweijährigen berufsbegleiten­
den Lehrgang zur Ausbildung von Lehrkräften an Einrich­
tungen für geistig behinderte Kinder am Heilpädagogischen 
Institut der Pädagogischen Hochschule H

Seit dem 1. April 1964- ist die Klägerin als ange- 
stellte Lehrkraft im Volksschuldienst des beklagten Landes 
tätig. Sie ist an einer Sonderschule in B als
Lehrkraft für geistig behinderte Kinder eingesetzt.

Unter dem 1. April 1964- schlossen die Parteien einen 
schriftlichen Arbeitsvertrag, in dem unter anderem be­
stimmt wird:

"Fräulein Gerda S , geb. am 12. 9* 1932,
wird ab 1. April 1964- auf unbestimmte Zeit bei 
dem Präsidenten des Niedersächsischen Verwal­
tungsbezirks B als Lehrkraft im
Volksschuldienst unter Einreihung in die Ver­
gütungsgruppe VIII der allgemeinen Vergütungs­
ordnung (Anlage 1 a zum Bundes-Angesteilten- 
tarifvertrag) in das Angestelltenverhältnis 
übernommen.
Für das Beschäftigungsverhältnis ist der Bundes- 
Angestelltentarifvertrag (BAT)... mit den die­
sen ergänzenden oder ändernden Tarifverträgen, 
insbesondere der Sonderregelungen für Angestell­
te als Lehrkräfte (SR 2 1 BAT) maßgebend. ...
Die vertragsschließenden Parteien unterwerfen 
sich den Normen der im Bereich der Tarifge­
meinschaft deutscher Länder abgeschlossenen 
und künftig abzuschließenden Tarifverträge und 
- Vereinbarungen in ihrer jeweils gültigen 
Fassung....".
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Unter dem 22. September 1965 richtete der Präsident 
des Niedersächsischen Verwaltungsbezirks B an
die Klägerin ein Schreiben des folgenden Inhalts:

"Betreff: Eingruppierung in die Vergütungs­
gruppe V b BAT

Bezug: Rderl. d. Nds. KultM. vom 6.7*1965
(Nds. Min.Bl. S. 691)***

Aufgrund des Bezugserlasses werden Sie mit Wir­
kung vom 1. 3. 1965 in die Vergütungsgruppe 
V b BAT eingruppiert. Der mit Ihnen unter dem 
1. 4. 1964 abgeschlossene Arbeitsvertrag gilt 
insoweit als geändert.... "

In dem in dem vorstehenden Schreiben in Bezug genommenen 
Runderlaß des Niedersächsischen Kultusministers vom 6. Juli 
1965 war für

"Lehrkräfte an Sonderschulklassen für geistig 
behinderte Kinder, die an einem heilpädago­
gischen Lehrgang zur Ausbildung von Lehrkräf­
ten an Einrichtungen für geistig behinderte 
Kinder teilgenommen und die Abschlußprüfung 
bestanden haben",

Vergütung nach der VergGr. V b BAT vorgesehen. Nach dem 
Runderlaß vom 15* Dezember 1966 (Nds. Min. Bl. 1966, S.
1166) war für den gleichen Personenkreis nach sechsjähriger 
Bewährung ein Bewährungsaufstieg in die VergGr. IV b BAT 
möglich. Aufgrund eines weiteren Runderlasses vom 11. 
Dezember 197o (Nds. Min. Bl. 1971» S. 4) erhielten Vergü­
tung nach der VergGr. IV b BAT jedoch nur noch

"Lehrkräfte mit staatlicher Prüfung oder staat­
licher Anerkennung als Erzieher, Kindergärtne­
rin, Hortnerin oder Krankengymnastin und son- 
derpädagogischer Zusatzausbildung nach mindestens 
sechsjähriger Bewährung".

Unter Berufung auf den Runderlaß vom 1. April 1969 (Nds.
Min. Bl. 1969, S. 385), der in Übereinstimmung mit dem Rund­
erlaß vom 15* Dezember 1966 den oben genannten Bewährungs­
aufstieg vorsah, beantragte die Klägerin beim beklagten 
Land mit Schreiben vom 2. Mai 1971 Vergütung nach der 
VergGr. IV b BAT. Obwohl der zuständige Schulrat ihre Be­
währung festgestellt hatte, lehnte das beklagte Land unter 
dem 21. Oktober 1971 die beantragte Höhergruppierung der 
Klägerin unter Hinweis auf den Erlaß vom 11. Dezember 197° 
ab. - 4 -
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Zusammen mit der Eisiger in haben die in gleicher Weise 
wie diese als Lehrkräfte eingesetzten Angestellten Waltraud 
B und Thea W den berufsbegleitenden
Lehrgang am Heilpädagogischen Institut der Pädagogischen 
Hochschule H absolviert und wie die Klägerin am
16. März 1965 die Abschlußprüfung bestanden. Diese beiden 
Lehrkräfte sind nach sechsjähriger Bewährung aufgrund des 
Erlasses vom 11. Dezember 197o in die VergGr. IV b BAT 
höhergruppiert worden. Beide haben - im Gegensatz zur Klä­
gerin - eine abgeschlossene Ausbildung als Kindergärtne­
rin und eine entsprechende staatliche Prüfung abgelegt.

Mit der Klage hatdie Klägerin das beklagte Land für 
den Zeitraum vom 1. März bis 3o. Juni 1971 auf Zahlung der 
Differenz zwischen den Vergütungsgruppen V b und IV b 
BAT in Höhe von 692,—  DM brutto nebst 4 v.H. Zinsen seit 
KlageZustellung in Anspruch genommen. Sie hat vorgetragen, 
nachdem sie aufgrund des Erlasses vom 6. Juli 1965 in die 
VergGr. V b BAT höhergruppiert worden sei, seiai die spä­
teren Runderlasse stillschweigend Inhalt des Arbeitsver­
trages der Parteien geworden. Für die weiteren Erlasse 
vom 11. Dezember 197o und 25- Juni 1971 gelte das jedoch 
deswegen nicht, weil darin ausdrücklich verlangt werde, 
daß ihre Geltung in den Arbeitsverträgen vereinbart wer­
den müsse, woran es vorliegend fehle. Abgesehen davon 
stehe ihr die eingeklagte Vergütung auch nach dem Gleich- 
behänd lung sgrundsatz zu, denn sie übe dieselbe Tätigkeit 
aus wie ihre Kolleginnen B und W und
verfüge zudem auch wie diese über die gleiche Fachaus­
bildung am Heilpädagogischen Institut der Pädagogischen 
Hochschule H und habe dort auch die gleiche
Prüfling abgelegt.

Das beklagte Land hat Klageabweisung beantragt und 
erwidert, den die Vergütung der im Angestelltenverhältnis 
tätigen Lehrer regelnden Ministerialerlassen komme keine 
privatrechtliche Bedeutung zu. Sie hätten auch keinen 
normativen Charakter. Aus ihnen allein könne daher die 
Klägerin keinen privatrechtlichen Anspruch auf Höhergrup-
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pierung herleiten. Venn jedoch im Sinne des Vortrages der 
Klägerin die Erlasse vom 6. Juli 1965 und 15* Dezember 1966 
stillschweigend zum Inhalt des Arbeitsvertrages der Par­
teien geworden sein sollten, so müsse das zwangsläufig auch 
für die späteren Erlasse gelten, also auch für den Erlaß 
vom 11. Dezember 197o, nach dem der Klägerin keine Vergü­
tung nach der beanspruchten VergGr. IV b BAT zustehe. Auch 
aus der in diesem Erlaß befindlichen Günstigkeitsklausel 
könne die Klägerin nichts herleiten, denn diese betreffe 
lediglich bereits vollzogene günstigere Eingruppierungen. 
Auch nach dem Gleichbehandlungsgrundsatz sei die Klage 
nicht begründet. Die Klägerin verkenne, daß ihre beiden 
Kolleginnen B und V als Kindergärtnerinnen
ausgebildet seien und eine entsprechende Abschlußprüfung 
hätten, während die Klägerin lediglich die staatliche An­
erkennung als Kinderpflege- und Hausgehilfin habe. Es sei 
weder sachfremd noch willkürlich, wenn der Erlaß vom 11. 
Dezember 197o die Höhergruppierung nach der VergGr. IV b 
BAT auch von der Grundausbildung der Lehrkräfte abhängig 
mache.

Das Arbeitsgericht hat nach dem Klageantrag erkannt 
und den Streitwert auf 692,—  DM festgesetzt. Das Landes­
arbeitsgericht hat bei unverändertem Streitwert die Beru­
fung des beklagten Landes zurückgewiesen und die Revision 
zugelassen.

Mit der Revision verfolgt das beklagte Land seinen Kla­
geabweisungsantrag weiter. Die Klägerin beantragt Zurück­
weisung der Revision.

Ent sehe idlingsgründe :

Die Revision ist begründet.
Das Landesarbeitsgericht hat zunächst ausgeführt, die 

die Vergütung der im Angestelltenverhältnis tätigen Lehr­
kräfte regelnden Ministerialerlasse könnten der Klägerin 
keinen Anspruch auf Höhergruppierung geben, da sie nur den 
Charakter von intern wirkenden Verwaltungsanweisungen hät­
ten. Privatrechtliche Bedeutung könnten sie nur erlangen, 
wenn ihr Inhalt aufgrund vertraglicher Vereinbarung gelte.

-  6 -
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Vorliegend könne jedoch nach dem Inhalt des Schreibens
des Präsidenten des Verwaltungsbezirks B
vom 22. September "1965 an die Klägerin allenfalls der
ßunderlaß des Niedersächsischen Kultusministers vom
6. Juli 1965 Vertragsinhalt geworden sein, nach dem der
Klägerin aber nur Vergütung nach der VergGr. V b BAT
zustehe.

Insoweit sind die Ausführungen des Landesarbeitsge- 
richts rechtsfehlerfrei. Zwar ist von den Prozeßparteien 
in ihrem schriftlichen Arbeitsvertrag vom 1. April 1964 
für ihr Arbeitsverhältnis die Geltung des BAT sowie der 
ihn ergänzenden und abändernden tariflichen Bestimmungen 
vereinbart worden. Dennoch kann die Klägerin, wovon auch 
das Landesarbeitsgericht ohne nähere Ausführungen dazu 
auszugehen scheint, keine Vergütung nach Maßgabe der An­
lage 1 a zum BAT verlangen, weil nach Nr. 5 der Vorbemer­
kungen zu allen Vergütungsgruppen die Anlage 1 a zum BAT 
für "Lehrkräfte" nicht gilt, wobei unter "Lehrkräften" 
alle Angestellten zu verstehen sind, die an den den 
Schulgesetzen der Bundesländer unterliegenden allgemein- 
bildenden und berufsbildenden Schulen eine Unterrichts­
tätigkeit ausüben (vgl. BAG AP Nr. 84 zu §§ 22, 23 BAT).
Zu den allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen 
in diesem Sinne gehören aber auch die Sonderschulen 
(vgl. Wolff, H.J., Verwaltungsrecht, 3* Aufl., Bd. II,
S. 363; Badura-Priauf, Besonderes Verwaltungsrecht, 3- 
Aufl., S. 557). Weil Sonderschullehrer auch nicht zu dem 
Kreis von Lehrkräften gehören, für die als Ausnahme zu 
Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen die 
Anlage 1 a zum BAT Vergütungsregelungen enthält, kann 
die Klägerin nach der Anlage 1 a zum BAT die begehrte ta­
rifliche MindestVergütung nicht verlangen.

Im Gegensatz zu den entsprechenden Ausführungen der 
Klägerin in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat kann 
auch nicht etwa daraus, daß zwischen den Parteien in ihrem 
schriftlichen Arbeitsvertrag vom 1. April 1964 die Gel­
tung des BAT sowie der diesen abändernden und ergänzenden
- 7 -
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tariflichen Bestimmungen vereinbart worden ist, zugleich 
gefolgert werden, daß damit zwischen ihnen auch die Anlage 
1 a zum BAT aufgrund einzelvertraglicher Vereinbarving hat 
Geltung erlangen sollen. Einmal wäre eine solche Vereinba­
rung nicht sinnvoll gewesen, weil die Anlage 1 a zum BAT 
für Lehrkräfte wie die Klägerin keine Vergütungsregelung 
vorsieht und zudem der Arbeitsvertrag der Parteien eine 
konkrete Vergütungsvereinbarung enthält. Andererseits steht 
auch eine nähere Auslegung des schriftlichen Arbeitsver­
trages der Parteien den Folgerungen der Klägerin entgegen. 
Die Auslegung des Arbeitsvertrages der Parteien kann der 
Senat selbst vornehmen, da bei seinem Abschluß ein Vordruck 
verwendet worden ist, wie ihn das beklagte Land allgemein 
bei Vertragsabschlüssen mit im Angestelltenverhältris täti­
gen Lehrkräften zu benutzen pflegt. Damit handelt es sich 
vorliegend um einen "typischen Arbeitsvertrag", der vom Re­
visionsgericht wie eine Rechtsnorm selbständig und unbe­
schränkt ausgelegt werden kann (vgl. Urteil des Senats vom 
29. Januar 1975 - 4 AZR 218/74 -» /~demnächst_7 AP Nr. 8 
zu § 4 TVG Nachwirkung, auch zur Veröffentlichung in der 
Amtlichen Sammlung vorgesehen, im Anschluß an BAG 4, 34o 
/“344 ff._7 = AP Nr. 7 zu § 1 TOA; BAG 5, 122 /~125_7 =
AP Nr. 31 zu § 3 TOA; BAG AP Nr. 1 zu § 549 ZPO und Nr. 7 
zu § 55o ZPO; BGHZ 6, 373 /~376_7 weiteren Nachweisen 
auch aus dem Schrifttum). Die Auslegung ergibt zwar, wie 
das Landesarbeitsgericht zutreffend hervorhebt, daß zwi­
schen den Parteien der BAT mit seinen allgemeinen Bestim­
mungen unter Einschluß etwaiger Änderungen und Ergänzungen 
(etwa für Beihilfen, Reisekosten, Kündigung, Nebentätig­
keit usw.) hat gelten sollen. Wenn jedoch in Nr. 5 der Vor­
bemerkungen zu allen Vergütungsgruppen die Geltung der An­
lage 1 a zum BAT für Lehrkräfte (von den hier nicht in Be­
tracht kommenden Ausnahmen abgesehen) ausdrücklich ausge­
schlossen wird, so gilt dieser Ausschluß, da Gegenteiliges 
von den Parteien nach dem klaren und eindeutigen Inhalt 
des Arbeitsvertrages nicht vereinbart worden ist, aufgrund 
der Gesamtbezugnahme auf den BAT auch zu Lasten der Klä­
gerin. Dafür, daß mündlich oder stillschweigend doch ein

8JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  8 -

Ausschluß der Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen Vergü­
tungsgruppen vereinbart worden ist, fehlt es an jeg­
lichem Anhaltspunkt im Vorbringen der Klägerin.

Rechtsfehlerfrei hat das Landesarbeitsgericht wei­
ter im einzelnen ausgeführt, daß die Klägerin auch auf­
grund der einschlägigen Erlasse des beklagten Landes un­
mittelbar keinen Rechtsanspruch auf die eingeklagte Ver­
gütung hat, weil diese nur behördenintern wirkendes Ver­
waltungsrecht ohne Außenwirkung und deswegen auch ohne 
jegliche privatrechtliche Bedeutung sind, weswegen sie 
privatrechtliche Rechte und Pflichten nur zu erzeugen 
vermögen, wenn und soweit ihre Geltung jeweils im Einzel­
falle vertraglich vereinbart worden ist (vgl. die Urtei­
le des Senats vom 3o. April 1975 - 4 AZR 25o/74- -, 
/~demnächst_7 AP Nr. 5 zu §§ 22, 23 BAT Lehrer und 31• 
Januar 1973 - 4 AZR 258/72 -, /~demnächst_7 AP Nr. 4 zu 
§§ 22, 23 BAT Lehrer, 28. August 1974- - 4- AZR 4-76/73 
/~demnächst_7 AP Nr. 1 zu § 48 TV AL II und AP Nr. 84 
zu §§ 22, 23 BAT im Anschluß an BAG 23, 83 Z”9o_7 =
AP Nr. 2 zu §§ 22, 23 BAT Lehrer und BAG 23, 34-3 /”35oJ  
= AP Nr. 13 zu § 322 ZPO, ferner Urteil des Senats vom 
29- Januar 1975 - 4- AZR 196/74 -, /”demnächst_7 AP Nr.
3 zu § 18 MTB II).

Zutreffend und folgerichtig führt das Landesarbeits­
gericht hierzu zunächst aus, daß der schriftliche Ar­
beitsvertrag der Parteien vom 1. April 1964 keinen An­
haltspunkt dafür bietet, daß damit die Parteien vertrag- 
lichdie Geltung von die Vergütung im Angestelltenverhält­
nis tätiger Lehrer regelnden Erlassen vereinbart haben.
In dem Arbeitsvertrag der Parteien werden nämlich aus­
schließlich die tariflichen Bestimmungen des BAT ange­
sprochen, während darin von Ministerialerlassen keine 
Rede ist. In revisionsrechtlich nicht zu beanstandender 
Weise führt das Landesarbeitsgericht dann weiter aus, 
entgegen der Ansicht des Arbeitsgerichts sei zwar durch 
das Schreiben des beklagten Landes an die Klägerin vom 
22. September 1965 und dessen Annahme durch die Klägerin
- 9 -
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möglicherweise einzelvertraglich die Geltung des Runder­
lasses vom 6. Juli 1965 vereinbart worden, die Geltung 
weiterer Erlasse, insbesondere die des Runderlasses vom 
15* Dezember 1966, sei jedoch von den Parteien weder aus­
drücklich noch stillschweigend zu irgendeinem Zeitpunkt 
vereinbart worden. Dabei ist für die Entscheidung des 
Rechtsstreits unerheblich, ob zwischen den Parteien die 
Geltung des Erlasses vom 6. Juli 1965 tatsächlich einzel­
vertraglich vereinbart worden ist, da die Klägerin nach 
diesem Erlaß jedenfalls die eingeklagte Vergütung nicht 
verlangen kann.

Wenn im übrigen das beklagte Land durch den Präsiden­
ten des Verwaltungsbezirks B unter dem 22.
September 1965 an die Klägerin unter Nennung des Runder­
lasses vom 6. Juli 1965 geschrieben hat, aufgrund dieses 
Erlasses werde sie in die VergGr. V b BAT eingruppiert, 
dementsprechend gelte der Arbeitsvertrag als geändert, 
und die Klägerin dieses Angebot angenommen hat, so handelt 
es sich insoweit um eine atypische einzelvertragliche In­
dividualvereinbarung, die der Überprüfung durch die Revi­
sionsgerichte nur insoweit unterliegt, ob die vorgenommene 
Auslegung der Tatsacheninstanz rechtlich möglich ist, ob 
bei ihr gegen allgemeine Auslegungsgrundsätze verstoßen 
worden ist, ob die Auslegung gegen die Denkgesetze oder 
allgemeine Erfahrungssätze verstößt oder wesentliche Um­
stände unbeachtet geblieben sind (vgl. Urteile des Senats 
vom 13* November 1974 - 4- AZR 1o6/74 -, /"demnächstJ  
AP Nr. 4 zu § 1 TVG Tarifverträge: Metallindustrie, 16. 
Oktober 1974 - 4 AZR 29/74 -, /~demnächst_7 AP Nr. 1 zu 
§ 7o5 BGB, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung vorgesehen, und 27. Februar 1974 - 4 AZR 544/72-, 
/“demnächst 7kP Nr.2 zu § 3o6 BGB im Anschluß an BAG 4,
36o /"364_7 = AP Nr. 15 zu § 242 BGB Ruhegehalt, BAG 5,
221 Z”223_7 = AP Nr. 6 zu § 4 TVG Übertariflicher Lohn 
und Tariflohnerhöhung sowie BAG AP Nr. 6 zu § 55o ZPO).
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Wenn nun das Landesarbeitsgericht die zuvor dargestell­
ten Erklärungen der Parteien, die aus den Gründen des §
4 Abs. 1 BAT als Vereinbarung über das eigentliche Ar­
beitsentgelt nicht der förmlichen Schriftform bedurften, 
dahin auslegt, dadurch sei allenfalls die Geltung des Er­
lasses vom 6. Juli 1965, keinesfalls jedoch die Geltung 
irgendwelcher weiterer die Vergütung der angestellten 
Lehrer regelnder Ministerialerlasse vereinbart worden, 
so ist das nach den aufgezeigten Rechtsgrundsätzen re­
visionsrechtlich nicht zu beanstanden. Insbesondere ist 
insoweit ein Verstoß gegen die allgemeinen Auslegungsgrund­
sätze der §§ 133, 157 BGB nicht ersichtlich. Gegen einen 
derartigen Verstoß spricht schon der Umstand, daß in dem 
vorgenannten Schreiben des beklagten Landes an die Klä­
gerin mit keinem Wort von anderen Erlassen als dem im Be­
zug genannten Erlaß vom 6. Juli 1965 gesprochen wird. Es 
sind insoweit auch keinerlei rechtserhebliche Umstände 
außer Betracht geblieben. Die Klägerin vermag solche auch 
selbst nicht zu bezeichnen. Zudem hat die Klägerin aus­
weislich des Akteninhalts schon gegenüber den Instanzge­
richten keine tatsächlichen Umstände dargelegt, aus 
denen hergeleitet werden könnte, daß und wie zwischen den 
Parteien einzelvertraglich ausdrücklich oder durch kon­
kludentes Verhalten, das der näheren Erläuterung bedurft 
hätte, die Geltung anderer als des Erlasses vom 6. Juli 
1965 hätte vereinbart worden sein können. Auch darauf 
weist das Landesarbeitsgericht in diesem Zusammenhang 
mit Recht hin.

Demgegenüber rügt die Klägerin in der Revisionserwi­
derung und ergänzend noch in der mündlichen Verhandlung 
vor dem Senat, nach den Ausführungen des Arbeitsgerichts 
seien alle einschlägigen Erlasse des beklagten Landes 
aufgrund entsprechender vertraglicher Vereinbarung zwischen 
den Parteien gültig gewesen, was auf dem diesbezüglichen 
unstreitigen Parteivortrag schon gegenüber dem Arbeitsge­
richt beruhe. Nach § 138 ZPO sei das Landesarbeitsgericht 
an diesen unstreitigen Parteivortrag und die dementsprechen­
den Folgerungen des Arbeitsgerichts gebunden gewesen.
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Diese Ausführungen der Klägerin hält der Senat für un­
richtig. Dabei ist von § 314 ZPO auszugehen, wonach der Tat­
bestand des angefochtenen landesarbeitsgerichtlichen Urteils 
für das streitige bzw. unstreitige Vorbringen der Parteien 
gegenüber dem Berufungsgericht maßgeblich ist und dafür 
auch entsprechenden Beweis liefert. Nach dem Tatbestand des 
angefochtenen Urteils war jedoch in der Berufungsinstanz 
unter den Prozeßparteien keineswegs unstreitig, daß diese 
im Arbeitsvertrag oder anderweitig die Geltung aller ein­
schlägigen Ministerialerlasse, insbesondere des Erlasses 
vom 15. Dezember 1966, vereinbart haben. Vielmehr geht das 
Landesarbeitsgericht aufgrund eindeutiger und mit prozessu­
alen Rügen nicht angegriffener Feststellungen in seinen 
Entscheidungsgründen ganz offensichtlich vom Gegenteil aus, 
also von insoweit widersprechendem, streitigem Parteivor­
trag, worauf es für die Beurteilung durch das Revisionsge- 
richt allein ankommt. Auch der teilweise vom Landesarbeits­
gericht in Bezug genommene Tatbestand des arbeitsgericht­
lichen Urteils enthält nichts im Sinne der jetzigen Einwen­
dung der Klägerin. Zwar hat das Arbeitsgericht in seinen 
Entscheidungsgründen festgestellt (S. 3), daß

"nach der ausdrücklichen Vereinbarung im Ar­
beitsvertrag. .. die Erlasse Bestandteil des 
Einzelarbeitsvertrages geworden sind",

was im übrigen zeigt, daß auch das Arbeitsgericht insoweit 
nicht von einem unstreitigen Tatbestand ausgegangen ist.
Zu dieser von der Beklagten in der Berufungsinstanz mit 
Recht angegriffenen und deswegen auch vom Landesarbeitsge­
richt weder übernommenen noch wiederholten Feststellung 
des Arbeitsgerichts fehlt es jedoch an jeglicher prozessu­
aler Voraussetzung und auch an jeglicher Begründung durch 
das Arbeitsgericht.

Der schriftliche Arbeitsvertrag der Parteien vom 1.
April 1964 enthält nämlich, wie seine übereinstimmende Aus­
legung durch das Landesarbeitsgericht und den Senat erge­
ben, weder einen Hinweis auf irgendwelche Ministerialerlasse 
noch einen anderweitigen Anhaltspunkt dafür, daß solche 
zwischen den Parteien aufgrund vertraglicher Vereinbarung 
haben gelten sollen; in dem Arbeitsvertrag wird nämlich
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lediglich vom BAT und den ihn ergänzenden und ändernden 
tariflichen Bestimmungen und nicht von irgendwelchen Er­
lassen gesprochen.

Zwar hat hierzu die Klägerin in der Klageschrift pau­
schal behauptet:

"...Eingruppiert wurde die Klägerin aufgrund 
der Runderlasse des Niedersächsischen Kultus­
ministers vom 6.7-1965 und 15*12.1966, die In­
halt des Arbeitsvertrages wurden."

In welcher Weise, durch welche Erklärungen und durch wel­
ches etwaige konkludente Verhalten der Parteien es zu die­
ser von der Klägerin - sehr allgemein - behaupteten ver­
traglichen Vereinbarung gekommen sein soll, ist von ihr je­
doch gegenüber beiden Instanzgerichten, insbesondere bezüg­
lich der Geltung des hier bedeutsamen Erlasses vom 15. De­
zember 1966, niemals dargelegt worden, was das beklagte Land 
schon gegenüber dem Arbeitsgericht in seinen Schriftsätzen 
mit Recht bemängelt hat. Da es insoweit also an einem ent­
sprechenden substantiierten Parteivortrag seitens der Klä­
gerin von vornherein fehlte, konnte sich demgegenüber auch 
das beklagte Land nicht seinerseits substantiiert dazu äußern. 
Ein Verstoß gegen §158 ZPO, den die Revisionserwiderung 
dem Landesarbeitsgericht anlastet, liegt daher schon des­
wegen nicht vor, weil der entsprechende Tatsachenvortrag 
der Klägerin dem Vollständigkeitserfordernis des § 138 
Abs. 1 ZPO nicht genügte (vgl. Baumbach-Lauterbach, ZPO,
52. Auf1., § 158 2 A; Stein-Jonas, ZPO, 19* Aufl., § 138 
I 2 a) und deswegen auch das beklagte Land an einer sub­
stantiierten Erwiderung gemäß § 138 Abs. 2 ZPO gehindert 
war.

Entgegen den Ausführungen des Arbeitsgerichts kann 
sich die Klägerin daher auch nicht, wie das Landesanbeits- 
gericht zutreffend ausführt, auf die Günstigkeitsklausel 
in Nr. 13 des Erlasses vom 11. Dezember 197o berufen. Ein­
mal wurde nämlich auch die Geltung dieses Erlasses von 
den Parteien nicht vertraglich vereinbart; außerdem betrifft 
die Vorschrift, wie das Landesarbeitsgericht richtig be­
merkt, nur bereits vollzogene günstigere Eingruppierungen.
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Das Landesarbeitsgericht hat jedoch der Klage nach dem 
sogenannten Gleichbehandlungsgrundsatz stattgegeben und da­
zu ausgeführt, weil die beiden Lehrkräfte B und
W dieselbe Zusatzausbildung am Heilpädagogischen
Institut der Pädagogischen Hochschule in H absol­
viert, dort auch die gleiche Prüfung wie die Klägerin abge­
legt hätten und alle drei Lehrkräfte dieselbe Tätigkeit 
in einer Sonderschule verrichteten, verstoße das beklagte 
Land gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, wenn es zwa?die 
Lehrkräfte B und W , nicht jedoch die
Klägerin in die VergGr. IV b BAT höhergruppiert habe.

Diese Rechtsauffassung des Landesarbeitsgerichts ist 
unrichtig. Dabei ist davon auszugehen, daß ein Verstoß gegen 
den dem Recht des Einzelarbeitsvertrages zuzurechnenden 
Gleichbehandlungsgrundsatz nur dann in Betracht kommt, 
wenn vom Arbeitgeber gleichliegende Fälle aus unsachlichen 
oder sachfremden Gründen ungleich behandelt werden und des­
wegen eine willkürliche Ungleichbehandlung vorliegt (vgl. 
Urteile des Senats vom 1o. September 1975 - 4 AZR 485/74- 
/""demnächst_7 AP Nr. 12 zu § 23 a BAT und AP Nr. 2 zu § 1 
TVG Tarifverträge: Metallindustrie im Anschluß an BAG 23, 
lol Z"1o8_7 = AP Nr. 1 zu Art. 33 Abs. 2 GG; BAG 12, 294 
/~3oo ff._7 = AP Nr. 33 zu § 242 BGB Gleichbehandlung; BAG 
3, 31 IT35_7 = AP Nr. Io zu Art. 3 GG, AP Nr. 34 und 37 zu 
§ 242 BGB Gleichbehandlung, AP Nr. 6 zu § 3 TOA sowie BAG 
AP Nr. 4 und 5 zu § 242 BGB Gleichbehandlung). Schon an 
dieser allgemeinen Voraussetzung für eine Anwendung des ar- 
beit svertraglichen Gleichbehandlungsgrundsatzes fehlt es 
hier im Gegensatz zur Auffassung des Landesarbeitsgerichts. 
Zwar hebt das Landesarbeitsgericht zutreffend hervor, daß 
sowohl die Klägerin als auch ihre beiden Kolleginnen 
B und W über die gleiche Zusatzausbildung
mit entsprechender Prüfung an der Pädagogischen Hochschule 
in H verfügen und alle drei Lehrkräfte an Sonder­
schulen in gleicher Weise tätig sind. Das Landesarbeitsge- 
richt hat jedoch völlig unberücksichtigt gelassen, daß die 
Klägerin lediglich eine Ausbildung als Kinderpflege- und
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Hausgehilfin hat, während die Lehrkräfte B und
W über die demgegenüber qualifiziertere Ausbil­
dung als Kindergärtnerin verfügen und eine dementsprechen­
de Prüfung abgelegt haben. Wenn auf diese unterschiedliche 
Grundausbildung in dem Erlaß vom 11. Dezember 197° für die 
Vergütung angestellter Lehrkräfte entscheidend abgestellt 
wird und demgemäß die beiden Lehrkräfte B und
W nach der VergGr. IV b BAT höhergruppiert wor­
den sind, so kann weder die entsprechende Differenzierung 
in dem Ministerialerlaß noch die darauf beruhende unter­
schiedliche Behandlung der Klägerin und ihrer beiden Kol­
leginnen als sachfremd oder willkürlich im aufgezeigten 
Rechtssinne betrachtet werden. Das folgt schon aus den 
breiteren beruflichen Verwendungsmöglichkeiten der Lehr­
kräfte B und W

Auch soweit die Klägerin hiergegen in der Revisions­
erwiderung bzw. in der mündlichen Verhandlung vor dem Se­
nat Einwendungen erhebt, greifen diese nicht durch. Ins­
besondere kann sich die Klägerin nicht auf die Entschei­
dung des Senats AP Nr. 38 zu § 242 BGB Gleichbehandlung 
vom Io. April 1973 berufen. Entgegen den Ausführungen der 
Klägerin hat der Senat darin keineswegs allgemein die An­
wendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes auf den Bereich 
des Arbeitsentgelts bejaht. Vielmehr hat der Senat auch 
in dieser Entscheidung den schon früher von ihm vertre­
tenen Grundsatz (vgl. BAG AP Nr. 34 zu § 242 BGB Gleichbe­
handlung) wiederholt, daß im Bereiche der Vergütung für 
Arbeitsleistungen grundsätzlich die Vertragsfreiheit dem 
arbeitsvertragsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz vor­
geht, wobei hier dahingestellt bleiben kann, wie dieser 
rechtsdogmatisch näher zu begründen ist. Der Senat hat 
dann weiterhin in der von der Klägerin angezogenen Ent­
scheidung ausgeführt, daß eine Ausnahme von diesem Grund­
satz lediglich dann in Betracht kommen kann, wenn bei 
einer "generellen Lohnbewegung", d.h. bei einer Lohnanhebung 
zugunsten einer ganzen Gruppe von Arbeitnehmern, ein
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einzelner Arbeitnehmer dieser Gruppe im Gegensatz zur ge­
samten begünstigten Arbeitnehmergruppe aus sachfremden oder 
sachwidrigen Gesichtspunkten von der Lohnanhebung ausgenom­
men wird, was schon der das gesamte Privatrecht beherrschen­
de Grundsatz von § 242 BGB verbietet. Letzteres ist jedoch 
bei der Klägerin nach ihrem eigenen Vortrag gerade nicht ge­
schehen. Die Klägerin hat nämlich, was zudem im öffentlichen 
Dienst ganz unwahrscheinlich wäre, gerade nicht behauptet, 
daß im Gegensatz zu dem Inhalt des Erlasses vom 11. Dezember 
197o auch solche Lehrkräfte in die VergGr. IV b BAT höher­
gruppiert worden seien, die wie sie selbst keine den Erfor­
dernissen dieses Erlasses entsprechende Grundausbildung und 
Prüfung besitzen. Nur wenn die Klägerin dies behauptet hät­
te, könnte ein rechtserheblicher Verstoß gegen den Gleich­
behandlungsgrundsatz im erörterten Sinne in Betracht kommen.

In der mündlichen Verhandlung vor dem Senat hat die Klä­
gerin hierzu ergänzend weiter ausgeführt, das Landesarbeits­
gericht habe ihr gegenüber seine Aufklärungspflicht nach 
§139 ZPO verletzt. Wenn sie nämlich entsprechend gefragt 
worden wäre, so hätte sie vorgetragen, daß in den Jahren 
1966 bis 197o alle wie sie eingesetzten Lehrer mit der von 
ihr absolvierten Grundausbildung bei Ablauf der Bewährungs­
zeit in die VergGr. IV b BAT höhergruppiert worden seien. 
Auch hieraus kann die Klägerin aber keine Eechtsvorteile 
herleiten. Wenn sie ausführt, daß in den Jahren 1966 bis 
197o alle entsprechenden Lehrkräfte höhergruppiert worden 
seien, so sagt die Klägerin damit nur etwas ganz Selbst­
verständliches: Gemäß den Erlassen vom 15- Dezember 1966 
und 1. April 1969 waren nämlich Lehrkräfte an Sonderschulen 
mit ihrer Grund au sb i1dung und Prüfung nach Ablauf der Be­
währungszeit in die VergGr. IV b BAT höherzugruppieren, 
während das nach dem späteren Erlaß vom 11. Dezember 197o 
nicht mehr der Fall war, wobei die in diesem letzten Erlaß 
vorgenommene Differenzierung, die sich zu Lasten der Klä­
gerin auswirkt, aus den schon dargestellten Gründen nicht 
sachwidrig oder willkürlich war. Daher wäre die von der 
Klägerin gemäß § 139 ZPO erhobene Eüge nur dann wesentlich,
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wenn die Klägerin vorgetragen hätte, auch noch nach dem 
Inkrafttreten des Erlasses vom 11. Dezember 197o seien 
entgegen seinem ausdrücklichen Inhalt Lehrkräfte an Son­
derschulen mit einer Vorbildung,wie sie die Klägerin 
aufweist, im Bereich des beklagten Landes generell nach 
der VergGr. IV b höhergruppiert worden. Das hat jedoch 
die Klägerin weder in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Senat noch in einem früheren Stadium des Rechtsstreits 
jemals behauptet. Eine dementsprechende Frage an sie zu 
stellen, hatten auch die Vorinstanzen keine Veranlassung, 
da davon auszugehen ist, daß das beklagte Land die bei 
ihm beschäftigten angestellten Lehrkräfte nicht in offen­
sichtlichem Gegensatz zu den von ihm selbst herausgege­
benen Erlassen vergütet hat.

Entgegen ihren zusätzlichen mündlichen Ausführungen 
gegenüber dem Senat kann sich die Klägerin auch nicht da­
rauf berufen, daß ihr der Inhalt der die Vergütung der an­
gestellten Lehrkräfte regelnden Erlasse durch Aushang oder 
in anderer Weise zugänglich gemacht worden sei. Allein da­
rin kann nämlich noch kein privatrechtlich relevantes Ver­
tragsangebot des Inhalts erblickt werden, daß die Klä­
gerin nunmehr auch nach den entsprechenden Erlassen zu 
vergüten sei, weil es insoweit an der Bekundung eines ent­
sprechenden rechtsgeschäftlichen Willens auf Seiten des 
beklagten Landes fehlt und dieser auch nicht in staatlichen 
Publikationen wie Ministerialblättern geäußert zu werden 
pflegt. Entgegen ihren Ausführungen vor dem Senat genießt 
die Klägerin auch keinen zu dem gleichen Ergebnis wie eine 
Vertragsvereinbarung führenden allgemeinen Vertrauens­
schutz. Dem steht zunächst entgegen, daß der Klägerin ihre 
Höhergruppierung nach der VergGr. V b aufgrund des Erlas­
ses vom 6. Juli 1965 in einem Schreiben ausdrücklich mitge­
teilt worden ist, so daß sie wußte, in welcher Weise das 
beklagte Land entsprechende Vertragsangebote zu unterbrei­
ten pflegte. Abgesehen davon kennt das geltende Privatrecht 
im Gegensatz zur Auffassung der Klägerin keinen weiter-
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reichenden, allgemeinen Vertrauensschutz, wie sich insbe­
sondere aus §§ 122, 3o7 und 3o9 BGB ergibt (vgl. Larenz, 
Schuldrecht, Allg. Teil, Io. Aufl., S. 88). Daher kann sich 
die Klägerin auch nicht darauf berufen, daß sie vom zu­
ständigen Schulrat auf ihre Bewährung hin überprüft wor­
den ist.

Schließlich kann die Klägerin auch nicht erfolgreich 
einwenden, durch das Verhalten des beklagten Landes sei eine 
für sie bestehende Anwartschaft in rechtswidriger Weise be­
einträchtigt worden. Soweit die Klägerin dabei unter einer 
Anwartschaft nur die bloße Chance oder Möglichkeit einer 
späteren Höhergruppierung versteht, ist diese ohnehin 
rechtsunerheblich, wie das Landesarbeitsgericht mit Recht 
hervorhebt. Aber auch wenn die Klägerin hier unter "Anwart­
schaft” ein echtes subjektives Anwartschaftsrecht verstehen 
sollte, wie es z.B. das aufschiebend bedingte Recht des Er­
werbers einer unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Kauf­
sache darstellt, ist ihr diesbezügliches Vorbringen rechts­
unerheblich. Derartige Anwartschaftsrechte werden nämlich 
weder durch die im öffentlichen Dienst meistens anzuwenden­
den tariflichen Tätigkeitsmerkmale der Anlage 1 a zum BAT 
noch durch die ihnen nachgebildeten, vom beklagten Land 
seinen angestellten Lehrkräften gegenüber angewendeten 
Ministeriälerlasse bezüglich einer höheren Vergütung als 
derjenigen begründet, die der betreffende Angestellte je­
weils danach zu beanspruchen hat.

DerAusspruch über die Kosten des Rechtsstreits folgt 
aus § 91 ZPO.
gez.: Dr. Poelmann Dr. Neumann Dr. Feiler

Richard Schaible
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